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 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Anrufungsauskunft 
Folgendes: 
 
1. Berechtigte Personen 
 

1 Mögliche Antragsteller einer Anrufungsauskunft (Beteiligte im Sinne von § 42e Satz 1 
Einkommensteuergesetz - EStG) sind der Arbeitgeber, der die Pflichten des Arbeitgebers 
erfüllende Dritte im Sinne von § 38 Absatz 3a EStG und der Arbeitnehmer. Eine Anrufungs-
auskunft können auch Personen beantragen, die nach Vorschriften außerhalb des EStG für 
Lohnsteuer haften, z. B. gesetzliche Vertreter, Vermögensverwalter und Verfügungsbe-
rechtigte i. S. d. §§ 34 und 35 Abgabenordnung (AO). Die Anrufungsauskunft ist stets 
gebührenfrei. Im Auskunftsantrag sind konkrete Rechtsfragen darzulegen, die für den Einzel-
fall von Bedeutung sind. 
 
2. Zuständigkeit 
 

2 Das Betriebsstättenfinanzamt, § 41 Absatz 2 EStG, ist für die Erteilung der Anrufungsaus-
kunft zuständig. 
 

3 Hat ein Arbeitgeber mehrere Betriebsstätten, so hat das zuständige Finanzamt seine Auskunft 
mit den anderen Betriebsstättenfinanzämtern abzustimmen, soweit es sich um einen Fall von 

Beiersdorf
Hervorheben

Beiersdorf
Hervorheben

Beiersdorf
Hervorheben

Beiersdorf
Textfeld
ANLAGE

Beiersdorf
Unterstreichen



 
Seite 2  einigem Gewicht handelt und die Auskunft auch für die anderen Betriebsstätten von Bedeu-

tung ist. Bei Anrufungsauskünften grundsätzlicher Art informiert das zuständige Finanzamt 
die übrigen betroffenen Finanzämter. 
 

4 Sind mehrere Arbeitgeber unter einer einheitlichen Leitung zusammengefasst (Konzernunter-
nehmen), bleiben für den einzelnen Arbeitgeber entsprechend der Regelung des § 42e Sätze 1 
und 2 EStG das Betriebsstättenfinanzamt bzw. das Finanzamt der Geschäftsleitung für die 
Erteilung der Anrufungsauskunft zuständig. Sofern es sich bei einer Anrufungsauskunft um 
einen Fall von einigem Gewicht handelt und erkennbar ist, dass die Auskunft auch für andere 
Arbeitgeber des Konzerns von Bedeutung ist oder bereits Entscheidungen anderer Finanz-
ämter vorliegen, ist insbesondere auf Antrag des Auskunftsersuchenden die zu erteilende Aus-
kunft mit den übrigen betroffenen Finanzämtern abzustimmen. Dazu informiert das für die 
Auskunftserteilung zuständige Finanzamt das Finanzamt der Konzernzentrale. Dieses koordi-
niert daraufhin die Abstimmung mit den Finanzämtern der anderen Arbeitgeber des Konzerns, 
die von der zu erteilenden Auskunft betroffen sind. Befindet sich die Konzernzentrale im 
Ausland, koordiniert das Finanzamt die Abstimmung, das als erstes mit der Angelegenheit 
betraut war. 
 

5 In Fällen der Lohnzahlung durch Dritte, in denen der Dritte die Pflichten des Arbeitgebers 
trägt, ist die Anrufungsauskunft bei dem Betriebsstättenfinanzamt des Dritten zu stellen. Fasst 
dieser die dem Arbeitnehmer in demselben Lohnzahlungszeitraum aus mehreren Dienstver-
hältnissen zufließenden Arbeitslöhne zusammen, ist die Anrufungsauskunft bei dem Betriebs-
stättenfinanzamt des Dritten zu stellen. Dabei hat das Betriebsstättenfinanzamt seine Auskunft 
in Fällen von einigem Gewicht mit den anderen Betriebsstättenfinanzämtern abzustimmen. 
 

6 Ist eine öffentliche Kasse einer juristischen Person des öffentlichen Rechts berechtigt eine 
Anrufungsauskunft zu beantragen, hat das Betriebsstättenfinanzamt eine Auskunft zu erteilen, 
in dessen Bezirk die lohnsteuerliche Betriebsstätte des Arbeitgebers liegt. Die Zuständigkeit 
richtet sich sinngemäß nach § 42e Sätze 2 bis 4 EStG. 
 
3. Form 
 

7 Für den Antrag nach § 42e EStG ist eine bestimmte Form nicht vorgeschrieben.  
 

8 Das Betriebsstättenfinanzamt soll die Anrufungsauskunft unter ausdrücklichem Hinweis auf § 
42e EStG schriftlich erteilen. Dies gilt auch, wenn der Beteiligte die Auskunft nur formlos 
erbeten hat. Wird eine Anrufungsauskunft abgelehnt oder abweichend vom Antrag erteilt, hat 
die Auskunft oder die Ablehnung der Erteilung schriftlich zu erfolgen.  
 

9 Das Betriebsstättenfinanzamt kann die Auskunft befristen.  
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Seite 3  4. Anwendbare Rechtsvorschriften 

 
10 Für die Anrufungsauskunft nach § 42e EStG gelten die Regelungen in §§ 118 ff. AO unmit-

telbar, und zwar insbesondere: 
- die Anforderungen an Bestimmtheit und Form gemäß § 119 AO, 
- die Regelungen über mögliche Nebenbestimmungen gemäß § 120 AO, 
- die Regelungen über die Bekanntgabe gemäß § 122 AO, 
- die Regelungen über die Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten gemäß § 129 AO. 

 
11 Die Anrufungsauskunft kann mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben oder geändert werden; 

§ 207 Absatz 2 AO ist sinngemäß anzuwenden. Hierbei handelt es sich um eine Ermessensent-
scheidung, die zu begründen ist (vgl. BFH vom 2. September 2010, BStBl 2011 II Seite 233). 
 

12 Im Falle einer zeitlichen Befristung der Anrufungsauskunft endet die Wirksamkeit des Ver-
waltungsaktes durch Zeitablauf (§ 124 Absatz 2 AO).  
 

13 Außerdem tritt eine Anrufungsauskunft außer Kraft, wenn die Rechtsvorschriften, auf denen 
die Entscheidung beruht, geändert werden (analoge Anwendung des § 207 Absatz 1 AO).  
Die Anweisungen im Anwendungserlass zu § 207 AO sind sinngemäß anzuwenden. 
 

14 Die Regelungen über das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (§§ 347 ff. AO) sind 
anzuwenden. Im Falle der Ablehnung, Aufhebung (Rücknahme, Widerruf) oder Änderung 
einer Anrufungsauskunft nach § 42e EStG kommt eine Aussetzung der Vollziehung aller-
dings nicht in Betracht, da es sich nicht um einen vollziehbaren Verwaltungsakt handelt (BFH 
vom 15. Januar 2015, BStBl II Seite 447). 
 
 
5. Bindungswirkung und gerichtliche Überprüfung  
 

15 Die Erteilung und die Aufhebung (Rücknahme und Widerruf) einer Anrufungsauskunft stellt 
nicht nur eine Wissenserklärung (unverbindliche Rechtsauskunft) des Betriebsstättenfinanz-
amts dar, sondern ist ein feststellender, aber nicht vollziehbarer Verwaltungsakt im Sinne des 
§ 118 Satz 1 AO, mit dem sich das Finanzamt selbst bindet. Der Arbeitgeber hat ein Recht auf 
förmliche Bescheidung seines Antrags und kann eine ihm erteilte Anrufungsauskunft im 
Rechtsbehelfsverfahren inhaltlich überprüfen lassen (BFH vom 30. April 2009, BStBl 2010 II 
Seite 996 und vom 2. September 2010, BStBl 2011 II Seite 233).  
 

16 Die Anrufungsauskunft trifft eine Regelung dahin, wie die Finanzbehörde den vom Antragstel-
ler dargestellten Sachverhalt gegenwärtig beurteilt (BFH vom 30. April 2009, BStBl 2010 II 
Seite 996 und vom 27. Februar 2014, BStBl II Seite 894). 
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17 Das Finanzgericht überprüft die Auskunft sachlich nur daraufhin, ob der von dem Antragstel-

ler dargestellte Sachverhalt zutreffend erfasst und die rechtliche Beurteilung nicht evident 
fehlerhaft ist (BFH vom 27. Februar 2014, BStBl II Seite 894). 
 

18 Erteilt das Betriebsstättenfinanzamt eine Anrufungsauskunft, sind die Finanzbehörden im 
Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens an diese gegenüber allen Beteiligten gebunden 
(BFH vom 17. Oktober 2013, BStBl 2014 II Seite 892). Das Betriebsstättenfinanzamt kann 
daher die vom Arbeitgeber aufgrund einer (unrichtigen) Anrufungsauskunft nicht einbehalte-
ne und abgeführte Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nicht nach § 42d Absatz 3 Satz 4 Nummer 1 
EStG nachfordern.  
 

19 Hat der Arbeitgeber eine Anrufungsauskunft eingeholt und ist er danach verfahren, ist eine 
Nacherhebung der Lohnsteuer auch dann nicht zulässig, wenn der Arbeitgeber nach einer 
Lohnsteuer-Außenprüfung einer Pauschalierung nach § 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG 
zugestimmt hat (BFH vom 16. November 2005, BStBl 2006 II Seite 210). 
 

20 Die Bindungswirkung einer Anrufungsauskunft erstreckt sich – unabhängig davon, ob sie 
dem Arbeitgeber oder dem Arbeitnehmer erteilt wurde – nicht auf das Veranlagungsverfah-
ren. Das Wohnsitzfinanzamt kann daher bei der Einkommensteuerveranlagung des Arbeit-
nehmers einen anderen Rechtsstandpunkt als das Betriebsstättenfinanzamt einnehmen (BFH 
vom 17. Oktober 2013, BStBl 2014 II Seite 892). 
 
 
6. Zeitliche Anwendung 
 

21 Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 18. Februar 2011, BStBl I Seite 213.  
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für  
eine Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
http://www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik „Wirtschaft und Verwaltung/ 
Steuern/Veröffentlichung zu Steuerarten/Lohnsteuer“ zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
 
Im Auftrag 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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